
351 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (286 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(19. Novelle zum Allgemeinen Soziatver-

sicherungs gesetz ) 

.Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet im 
wesentlichen eine Modifizierung der sozialver­
sicherungsrechtlichen Bestimmungen für Tier­
ärzte, die Aufhebung der zeitlichen Beschränkung 
des Anspruches auf Krankenbehandlung, Xnde­
rungen von Vorschriften über. Begünstigungen 
für Geschädigte aus politischen oder religiösen 
Gründen oder aus Gründen der Abstammung 
und die Einführung einer Pflichtversicherung in 
der Krankenversicherung für pragmatisierte Be­
dienstete der Wiener Stadtwerke - Verkehrsbe­
triebe. Weitere Bestimmungen des Entwurfes be­
schäftigen sich unter anderem mit einer Erhöhung 
der Altersgrenze für die Kindeseigenschaft und 
einer teilweisen Angleichung der Bestimmungen 
des § 49 (Entgelt) an einkommensteuerrechtliche 
Vorschriften. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
Regierungsvorlage in seinen Sitzungen vom 
13. Dezember 1966 und 11. Jänner 1967 in Ver­
handlung gezogen. An den sehr eingehenden Be­
ratungen beteiligten sich außer dem Berichter:­
statter die Abgeordneten Voll man n, Ku 1-
ha n e k, P f e ff e r, Me I t e r, Pr e u ß I e r, 
K abc s c h, Alt e n bur ger, Dr. Hau s e r, 
Dr. Ku m m e r, R,e ich, Herta W i n k I er, 
Ing. H ä u s e r, Pan s i und M 0 s e r sowie die 
Vorsitzende des Ausschusses. 

Die Vorlage wurde bei der Aostimmung unter 
Berücksichtigung von gemeinsamen Abänderungs­
anträgen der Abgeordneten 4 I t e n bur ger 
und P f e f f e r sowie. eines Antrages des Abge­
ordneten Voll man n teils einstimmig, teils mit 
Stimmenmehrheit angenommen. über Antrag 
der Abgeordneten Voll man n, Pr e u ß I e r, 

M c I t e r und Genossen wurde außerdem em 
Entschließungsantrag be~chlossen: 

Zu den vom Ausschuß vorgeschlagenen '1tnde­
rungen des Gesetzentwurfes ist im wesentlichen 
folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel I Z. 5 lit a: 

1. Durch eine Xnderung des § 49 Abs. 3 Z, 12 ' 
ASVG. in der Fassung der Regierungsvorlage soll 
im Sinne einer weiteren Angleichung des sozial­
versicherungsrechtlichen Entgeltbegriffes an den 
steuerrechtlichen die übereinstimmung der vor­
gesehenen Regelung mit der entsprechenden Vor­
schrift des § 3 Abs. 1 Z. 29 des Einkommensteuer­
gesetzes 1953 in der Fassung der Einkommen,. 
steuernovelle 1964 hergestellt werden. 

2. Die Einfügung einer neuen Z. 21 in den 
§.49 Abs. 3 ASVG. soll gewährleisten, daß durch 
die Arbeitsfreistellung wegen der Zugehörigkeit 
zum Betriebsrat in der Beitragsgrundlage keine 
Änderung eintritt. Jene Bezugsbestandteile, die 
vor der Freistellung nicht als Entgelt galten, 
sollen auch für die Dauer der Freistellung nicht 
Entgelt im Sinne des § 49 ASVG. sein. 

Zu Artikel I Z. 7: 

Der letzte Tag des Beitragszeitraumes Jänner 
und Juli ist nach der Regelung des§ 44 Abs. 2 
ASVG. immer ein Sonntag. Würde die Grund­
zählung zu diesem Zählungstag durchgeführt, 
würden größere Gruppen von an sich regelmäßig 
ßeschäftigten von der Grundzählung ausgenom­
men sein, weil sie am Sonntag nicht versichert 
sind. Um dies auszuschließen, soll als Zählungstag 
jeweils der letzte Donnerstag des Beitragszeit­
raumes Jänner und Juli festgesetzt werden. 

Zu Artikel I Z. 11: 

1. Im Zusammenhang mit der Änderung des 
§ 134 ASVG. hat auch im Abs. 1 des § 122 die 
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Bezugnahme auf die Leistungshöchstdauer zu ent­
faUen. Die Bestimmungen über die Höchstdauer 
anderer Leistungsansprüche, etwa des Kranken­
geldes, werden hiedurch nicht berührt. 

2. Die in der Regierungsvorlage vorgeschlagene 
.Änderung des § 122 Abs. 2 Z. 2 vorletzter Satz 
ASVG. wurde vom Ausschuß nicht übernommen, 
um eine Verschlechterung der Rechtslage gegen­
über dem bisherigen Zustand zu vermeiden. 

Zu Artikel I Z. 25: 

Schon in den Erläuternden Bemerkungen der 
Regierungsvorlage zu Artikel I Z. 42 bis 45 wird 
ausgeführt, daß unter die im § 251 Abs. 4 er­
wähnten Zeiten, für die Beiträge nachentrichtet 
wurden, auch jene Zeiten fallen, bei denen auf 
Grund des entsprechend anwendbaren § 502 
Abs. 2 letzter Satz die Pflicht zur Nachzahlung 
der Beiträge entfällt. Um jeden Zweifel auszu­
schließen, sollen im § 251 Abs. 4 die Zeiten, die 
beitragsfrei berücksichtigt wurden, ausdrücklich 
angeführt werden. 

Zu Artikell Z. 27 lit a: 

Wie den Erläuternden Bemerkungen zur Re­
gierungsvorlage zu entnehmen ist, soll die Neu­
regelung bezüglich des Endes des Anspruches auf 
Ausgleichszulage beziehungsweise des Wirksam­
keitsbeginnes von Herabsetzungert auf jene Fälle 
Bedacht nehmen, in denen die Pension auf Grund 
des Pensionsanpassungsgesetzes mit 1. Jänner 
eines jeden Jahres erhöht wird und damit infolge 
einer höheren Unterhaltsverpflichtung die Aus­
gleichszulage der Ehegattin herabzusetzen ist. In 
der Fassung der Regierungsvorlage würde die 
Herabsetzung der Ausgleichszulage mit dem Ende 
des Vormonates aber auch in jenen Fällen not­
wendig werden,in denen aus anderen Grün­
den - etwa durch Hinzutreten eines weiteren 
Einkommens mit. einem Monatsersten - eine 
Herabsetzung der Ausgleichszulage notwendig 
wird. Die Neuregelung soll aber nur dann Platz 
greifen, wenn sich das Gesamteinkommen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften ändert. Dem 
wird durch die Neufassung des § 296 Abs~ 1 Rech­
nung getragen. 

Zu Artikel I Z. 29 und Artikel IV: 

Nach § 298 ASVG. in· der Fassung 'der Regie­
rungsvorlage sollten die Pensionsversicherungs­
träger verpflichtet werden, alljährlich eine Er­
hebungsaktionüber das Gesamteinkommen der 
Ausgleichszulagenempfänger sowie über alle Um­
stände, . die für die Höhe des Richtsatzes maß­
gebend sind, durchzuführen, um das Entstehen 
von überbezügen zu verhindern, deren Rück­
zahlung den Pensionsberechtigten wegen ihrer 
oft beträchtlichen Höhe nicht leicht fällt. Der 
Ausschuß hatte wegen der dadurch verursachten 
umfangreichen Verwaltungsarbeit gegen die 

Durchführung emer allgemeinen Erhebungs­
aktion in dem in der Regierungsvorlage vorge­
sehenen Ausmaß Bedenken. Um jedoch bei den 
Personengruppen, bei denen es erfahrungsgemäß 
am häufigsten zU überbezügen . kommt, deren 
Entstehen zu verhindern, schlägt der Ausschuß 
in einem Entschließungsantrag vor, das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung aufzufordern, 
Vorkehrungen dafür zu treffen, daß bei diesen 
Personengruppen Erhebungen über ihr Gesamt­
einkommen durchgeführt werden. 

Zu Artikel I Z. 36: 

Bei der .Änderung des durch die Regierungs­
vorlage neu eingefügten § 479 c ASVG. handelt 
es sich lediglich um eine textliche Angleichung an 
§ 479 a, wo nicht mehr auf die Stadt Wien als 
Rechtsträger der Wiener Stadtwerke - Verkehrs­
betriebe, sondern unmittelbar auf die Wiener 
Stadtwerke - Verkehrsbetriebe Bezug genom­
men wird. 

Zu Artikel 11: 

1. Die Neufassung des Artikels II Abs. 8 nimmt 
auf jene Fälle Bedacht, in denen begünstigte 
Zeiten vor dem 1. April 1959 bereits zu Ersatz­
zeiten nach dem GSPVG. oder nach dem LZVG. 
geworden sind. Diese Zeiten sollen in der Pen­
sionsversicherung nach deril ASVG. nicht nOCh­
mals berücksichtigt werde~. 

2. Nach der Regierungsvorlage wäre bei allen 
Personen, die erst auf Grund der Bestimmungen 
des § 502 ASVG. in der Fassung der Regierungs­
vorlage einen Leistungsanspruch erhalten, das 
Vorliegen der Voraussetzungen zum Zeitpunkt 
des Eintrittes des Versicherungsfalles zu prüfen. 
Dies würde allerdings zu einer ungleichen Be­
handlung zwischen jenen begünstigten Personen, 
die nach österreich zurückgekehrt und hier 
wieder versicherungspflichtig beschäftigt sind, und 
den übrigen Pflichtversicherten führen. Durch 
eine Neufassung des Artikels 11 Abs. 10 soll bei 
diesen Begünstigten die Erfüllung der Ansprums­
voraussetzungen - entsprechend der her'rsmen­
den Praxis und Judikatur - zu dem durm die 
AntragsteIlung ausgelösten Stichtag geprüft wer-
4en. Dies ist insbesondere auch von Bedeutung 
für die Anspruchsvoraussetzung nach § 253 
Abs. 1, wonach der Versicherte am Stichtag in der 
Pensionsversicherung nicht pflichtversichert be­
schäftigt sein darf. 

3. Dem Artikel 11 wurde ein Absatz 12 angefügt. 
Nach § 502 Abs. 4 ASVG. in der Fassung der Re­
gierungsvorlage ist die Beitragsnachentrichtung 
unter anderem auch davon abhängig, daß denbe­
günstigten Zeiten Beitragszeiten oder Ersatz~ 
zeiten vorangehen. Soweit bisher die Nachzah­
lung von Beiträgen nach § 502 Abs. 4 bewilligt 
wurde, ohne daß der begünstigten Zeit Beitrags-
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oder Ersatzzeiten vorangehen, sollen auch solche 
Zeiten als Beitragszeiten der Pflichtversicherung 
gelten. 

Im übrigen wird zur Vermeidung von Zweifeln 
festgestellt, daß die Beitragszeiten nach § 251 
Abs. 4 ASVG. und allenfalls vorangehende Er­
satzzeiten hinsichtlich ihres Entstehens zuein­
ander in Wechselwirkung stehen. Demgemäß ist 
beispielsweise das für die Anerkennung von Er­
satzzeiten nach § 228 Abs. 1 Z. 3 ASVG. not­
wendige Erfordernis, daß eine sonstige Versiche­
rungszeit nachfolgt (§ 227 Z. 1 ASVG.), durch die 
nachfo~gende Beitragszeit nach § 251 Abs. 4 
ASVG. erfüllt, während gleichzeitig die im § 502 
Abs. 4 A'$VG. enthaltene Voraussetzung für die 
Zulässigkeit der Namentrichtung von Beiträgen 
(Vorhandensein von Ersatzzeiten in der vorher­
gehenden Zeit) ihrerseits durch die oben erwähn­
ten Ersatzzeiten nach § 228 Abs. 1 Z. 3 ASVG. 
erfüllt ist. Dies soll durch die vom Ausschuß vor­
genommenen Änderungen'im § 502 Abs. 1 und 4 
ASVG. in der Fassung des Artikels I Z.42 der 
Regienmgsvorlage noch deutlicher ZUPl Ausdruck 
gebracht werden. " 

Zll ArtikellII Abs. 1 und 2: 

Der Ausschußantrag sieht im Artikel III die 
Einfügung zweier neuer Absätze vor. 

Durch den in der 14. Novelle zum ASVG. für 
das Jahr 1965 festgesetzten Bundesbeitrag sollte 

° Machunze 
Berichterstatter 

die Land- und Forstwirtschaftliche Sozialversiche­
rungsanstalt einen Gebarungsüberschuß von 
10'0 MilHonen Schilling erzielen. Die tatsächliche 
Gebarung des Jahres 1965 weist jedoch einen 
Gebarungsabgang von 34'6 Millionen Schilling 
auf. Um den durch die 14. Novelle zum ASVG. 
für das Jahr 1965 beabsichtigten Zustand herzu­
stellen, ist es notwendig, diesem Versicherungs­
träger aus dem Bundesbeitrag für 1966 vor Auf­
teilung des Restbetrages nach § 80 Abs. 4 ASVG. 
einen Betrag von 44'6 Millionen Schilling als 
außerordentlichen Bundesbeitrag zuzuwenden, 
den die übrigen Pensionsversicherungsträger von 
dem auf sie entfallenden Restbetrag an Bundes­
beitrag in dem in Abs. 2 (neu) angeführten Aus­
maß aufzubringen haben. Durch diese für den 
Bereich des ASVG. geltende Regelung werden 
die Forderungen der Pensionsversicherungsan­
stalt der gewerblichen Wirtschaft aus der Ab­
rechnung der früheren Wanderversicherungsfälle 
nicht berührt. 

Auf Grund seiner Beratungen stellt somit der 
Ausschuß für soziale Verwaltung den An trag;: 
der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Dem an g e s chi 0 s sen enG es e t z- ". /1 
e n t w u r f wird die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 2. Die bei g e d r u c k teE nt s chi i e ß u l'l. g . /2 
wird angenommen. " 

Wien, am 11. Jänner 1967 

Rosa Weber 
Obmann 

2 

351 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 3 von 12

www.parlament.gv.at



351 der Beilagen 

, Bundesgesetzvom ' ' 1967, 
mit ~emdas Allgemeine Sozialversicherungs­
geset?: abgeändert wird (19. Novelle zum All ... 

getneinen Sozialversicherungsgesetz) 
, . ~ , 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Da~ Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
BGBL Nr.189/1955 in der Fassung der Bundes­
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957, 
BGBL Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBI. 
Nr. '293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. 
Nr. 290/1959, BGBL Nr.87/1960, 13GBl. 
Nr. 168/1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBL 
Nr. 13/1962, BGBL Nr. 85/1963; BGBLNr. 184/ 
1963, BeBl. Nr. 253/1963, BGBl.Nr. 32011963, 
BGBl. Nr. 301/1964, BGBl. Nr. 81/1965, BGBL 
Nr. ")'6/1965, BGBl. Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 
309/1965 und BGBl. Nr. 168/1966, wird abgeän-
dert wie folgt: ' ' 

1. Im § 7 Z. 1 lit. f sind nach den Worten 
"Mitglieder einer Kammer der gewerblichen 
Wirtschaft" die Worte' "oder Pflichtmitglieder 
einer Tierärztekammer" einzufügen. 

2. a) § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. b hat zu lauten: 

"b) alle selbständig Erwerbstätigen in land­
und forstwirtschaftlichen Betrieben und 
diesen I gleichgestellten Betrieben (§ 27 
Abs. 2), ferner 
aa) der Ehegatte, die Kinder, Enkel, Wahl­

und Stiefkinder sowie die Eltern, 
Großeltern, Wahl- und Stiefeltern, 'alle 
diese, wenn sie im land- und forst­
wirtsdtaftlidten oder gleichgestellten 
Betrieb' des selbständig Erwerbstätigen 
tätig sind, 

bb) die Sdtwiegerkinder eines selbständig 
Erwerbstätigen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Z. 1 des Bauern-Krankenver­
sicherungsgesetzes, BGBI. Nr. 219/ 
1965, wenn sie hauptberuflidt in dessen 
land(forst)wirtschaftlichem Betrieb be­
schäftigt sind und ihren Lebensunter­
halt überwiegend aus dem Ertrag 
dieses Betriebes bestreiten;". 

b) im § 8 Abs. 1 Z. 3 ist der Punkt am Schluß 
der lit. e durdt einen Stridtpunkt zu ersetzen. 
Als lit. f ist anzufügen: 

"f) freiberuflich tätige Pflichtmiiglieder einer 
Tierärztekammer, soweit nicht eine Pflicht:" 
versicherung nach Z. 4lit. beintritt;'" 

c) § 8 Abs. 1 Z. 4 lit. b hat zu lauten: 

"b) freiberuflich tätige 'pfiicht~itgliederder 
Tierärztekammern, ,wenn diese Tätigkeit 
ihre~ Hauptberuf und die Hauptquelle 
ihrer Einnahmen badet und wenn diese 
Personen nicht in einem der im § 5 Abs; 1 
Z. 'i bezeidtneten.bienst\~erhältnisse 
stehen." 

3.§ 11 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Die Aufnahme m em öffentlich-recht­
liches Dienstverhältnis' wird hinsichtlich.' der 
Pflichtversidterung mIt' dem Tage desDi~nst­
antrittes wIrksam." 

4. a) § 31 Abs. 3Z. 7 hat zu lauten: 

,,7. di~ Fadtzeitschrift "S(;ziale Sicherheit" her­
auszugeben ;" 

b) § 31 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Die vom Hauptverband aufgestellten 
Richtlinien und im Rahmen seines gesetzlichen 
Wirkungskreises gefaßten Besdtlüsse sind für die 
im Hauptverband zusammengefaßten Versiche­
rungsträger verbindlich; jedoch gelten die gemäß 
Abs. 3 Z.' 13 aufgestellten Richtlinien nicht für 
die Träger der nach den Vorschriften über die 
Bauernkrankenversicherung, über die Gewerb­
liche Selbständigenkrankenversicherung "und 
über die Krankenversicherung der Bundesange­
stellten geregelten Krankenversicherung. Die ge­
mäß Abs. 3 Z. 3, 4, 11 und 13 aufgestellten 
Richtlinien bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Zustimmung des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung. Die gemäß Abs. 3 Z. 3 und 11 auf­
gestellten Richtlinien sind in der Fachzeitsdtrift 
"Soziale Sicherheit" zu verlautbaren." 

c) Dem § 31 ist ein Abs. 7 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

,,(7) Soweit den Verlautbarungen in der Fach­
zeitschrift "Soziale Sicherheit" ihrem Inhalt nach 
rechtsverbindliche Kraft zukommt, beginnt diese, 
wenn in ihnen oder gesetzlich nichts anderes be­
stimmt ist, nach Ablauf des Tages der Kund­
machung; als solcher gilt der Tag, an dem das 

, I 
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Heft der Zeitschrift, das die Verlautbarung ent­
hält, herausgegeben unl versendet wird. Der 
Tag der HeraUsgabe, an dem zugleich die Ver­
sendung zu erfolgen hat, ist auf jedem Heft der 
Zei,tschrift anzugeben. Der Bezug der Zeitschrift 
ist nach Möglichkeit zu erleichtern, derPr,eis 
nach Maßgabe der Gestehungskosten testzu­
setzen. Die Zeitschrift hat bei allen Sozial ver­
sicherungsträgern (Verbänden) während' der 
Dienststunden zur unentgeltlichen öffentlichen 
. Einsich t .' a ufzuli egen." 

5. a) § 49 Abs, 3 Z. 5 bis 21 haben z1.1 lauten: 

,,5. der Wert der Reinigung der Arbeitsklei­
dung sowie der Wert der unentgeltlich über­
lassenen . Arbeitskleidung, ,wenn es sich 'um 
typische Berufskleidung handelt; 

6. Werkzeuggelder, wenn sie auf Grund 
kollektivvertraglicher Regelungen gewährt wer-
,dm; " 

7. Vergütungen, die aus Anlaß der Beendigung 
des Dienst(Lehr)verhältnissesgewährt werden, 
,~ie zum Beispiel Abfertigungen, Abgangsent­
schädigungen, übergangsgelder, nach gesetzlicher 
Vorschrift gewährte 'Urlaubsabfindungen; 

,8.. die Kinderbeihilfen, die Mütterbeihilfen und 
der Ergänzungsbetrag nach dem Familienlasten-' 
ausgleichsgesetz vom 15. Dezember 1954, BGBL 
Nr. 18/1955, ferner die Wohnungsbeihilfe nach 
dem Bundesgesetz vom 21. September 1951, 
BGBl. Nr. 229; 

9. Zuschüsse des Dienstgebers, die für die Zeit 
des Anspruches auf laufende Geldleistungen aus 
der Krankenversicherung gewährt werden, sofern 
diese Zuschüsse weniger als 50 v. H. der vollen 
Geld- und Sachbezüge vor dem Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit betragen; 

10. Jubiläumsgeschenke des Pienstgebers, 
welche aus Anlaß eines Dienstnehmerjubiläums 
oder eines Firmenjubiläums gewährt werden, 'so­
:wie Prämien für Diensterfindungen; 

11. frei:w:illige soziale Zuwendungen des Diens~­
gebers an die Gesamtheit oder. die Mehrzahl der 
Dienstnehmer oder an den Betriebsratsfonds so­
wie einmalige soziale Zuwendungen des Dienst­
gebers, die individuell bezeichneten Dienst­
nehmern aus einem besonderen Anlaß gewährt 
werden, wie zu~ Beispiel' Geburtsbeihilfen, 
Heiratsbeihilfen, Ausbildungs- und Studienbei­
hilfen, Krarikenstandsaushilfen; 

12. Zuschüsse. des Dienstgebers zur Verbilli­
gungvon ,Mahlzeiten, freiwillig gewährte, freie, 
oder ve~billigte Mahlzeiten an Dienstnehmer, 
die nieht in d.en Haushalt desDi~nstgebers auf­
genommen sind; 

13. alkoh,olfreie Getränke, die der Dienstgeber 
zum Verbrauch im Betrieb unentgeltlich oder 

an Dienstnehmer zum Genuß an Ort und. Stelle 
unentgeltlich verabreichte Bier zu verstehen; 
unter Haustrunk jenes Bier, das zum Genuß 
außerhalb des Betriebes unentgeltlich verab­
reicht wird); Voraussetzung ist, daß der F.rei­
trunk oder Haustrunk vom Dienstnehmer niCht 
verkauft werden' darf und daß. er nur in einer 
solchen Menge gewährt wird, die einen Verkauf 
. tatsächlich ausschließt; . 
'15. Freitabak, Freizigaretten und Freizigarren 
an Dienstnehmer in tabakverarbeitendenBe­
trieben und FreiiniIch an Dienstnehmer in milch­
verarbeitenden .' Betrieben, wenn die gewährten 
Erzeugnisse nicht verkauft werden dürfen; 

16. die Benützung von Einrichtungen und An­
lagen, die der Dienstgeber für die Gesamtheit 
.oder eine Mehrzahl von Dien~tnehmernzurVer­
fügung stellt (zum Beispiel von Erholungs,. und 
Kurheimen, Kinelergärten, ·Betriebsbibliotheken. 
Sportanlagen); , 

17. die Teilnahme an Betriebsveranstaltungen 
und die hiebei empfangenen üblichen Sachzu­
wendungen, soweit deren Kosten das herkömm­
liche Ausmaß nicht übersteigen (zum Beispiel 
Betriebsausflüge, kulturelle Veranstaltungen, Be­
triebsfeiern); . , , .... 

18. Aufwendungen des Dienstgebers für ,die 
Zukunftssicherung von Dienstnehmern, wenn 
diese Aufwendungen nicht zugunsten individuell 
bezeichneter Dienstnehmer, sondern für die Ge­
samtheit oder eine Mehrzahl von Dienstnehmern 
aufgewendet werden ode~ dem Betriebsratsfonds 
zufließen; " 

19. Zins~nersparnisse bei zinsverbilligten oder 
unverzinslichen Dienstgeberdarlehen; 
" 20. unentgeltliche oder verbilligte Beförderung 
der eigenen Dienstnehmer und deren Angehöri­
gen bei Beförderungsunternehmen sowie die Be­
förderung der Dienstnehmer zwischen' Wohnung 
und Arbeitsstätte auf Kosten des' Dienstgebers; 

. -Zl. in dem an freigestellte Mitglieder des Be­
triebsrates fortgezahlten Entgelt enthaltene Zu­
lagen, Zuschläge und Entschädigungen, di:e nach 
den Z. 1 bis 20nicht alsEntgelt gelten; 

22. das Teilentgelt, das Lehrlingen (Anlern­
lingen) vom Unternehmer nach Artikel II Abs. 2 
des Bundesgesetzes vom 9. Juli 1953, BGBt. 
Nr. -141, zu leisten ist.!' ' 

b) Im § 49 Abs. 5 dritter Satz ist der Aus­
druck"Wohnungsförderungsbeitrag" durch den 
Ausdruck "Wohnbauförderungsbeitrag" zu er­
setzen. 

6. a) Im § 74 Abs. 2 erster Satz ist der Aus­
druck ,,§ 8 Abs. 1 Z. 3 lit. c" durch den Ausdruck 
,,§ 8 Abs, 1 Z. 3 lit. c und fU zu ersetzen. 

verbilligt abgibt; . b) Im § 74 Abs. 3 Z. 1 ist der Ausdruck ,,§ 8 
14. Freitrunk und Haustrunk' im Brauereige- Abs. 1 Z. 3 lit. a" dur.ch den Ausdruck ,,§ 8 

w~rbe (unter Freitrunk is,~ das vom Dienstgeber ' Ahs. 1 Z. 3 lit. a und fU zu erS.etzen: 
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7. § 108 a Abs. 2 erster und zweiter Satz haben 
zu lauten: 
"Zur Ermittlung der durchschnittlichen Beitrags­
grundlage eines Kalenderjahres (Abs. 1) sind die 
PflichtVersicherten, für die gemäß § 44 Abs. 1 
eine allgemeine Beitragsgrundlage vorgesehen ist, 
am letzten Donnerstag des Beitragszeitraumes 
Jänner urid Juli dieses Jahres (Zählungsuge) in 
die Lohnstufen (§ 46 Abs. 2 bis 5) einzureihen. 
Maßgebend für die Einreihung ist die allgemeine 
Beitragsgruoolage am Zählungstage." ' 

8. § 108 h Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten: 
"Außerdem sind auch alle Hinterbliebenenpen­
sionen, deren Stichtag im vorangegangenen Jahr 
liegt, mit dem Anpassungsfaktor zuvervid­
fachen, wenn diese Pensionen von der Pension 
'bemessen wurden, auf die der Verstorbene ain 
Todestag Anspruch hatte; diesgiit niCht, wenn 
der Stichtag für die Pension des Verstorbenen 
gleichfalls im vorangegangenen Jahr liegt." 

9. § 117 Z. 1 hat zu lauten: 
,;1: aus dem Versicherungsfall der Krankheit,: 

Krankenbehandlung (§§ 133 bis 137),erforder­
lichenfalls an Stelle der Krankenbehandlung An­

'staltspflege (§§ 144 bis 150);" 

10. § 118 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) An Steile der Anstaltspflege kann neben 
der. Krankenbehandlung und gegebenenfalls 
neben dem Krankengeld Hauspflege (§ 151) ge­
währt werden." 

11. Im § 122 Abs. 1, letzter Satz haben die 
Worte "bis zum Ablauf der Leistungshöchst­
dauer" zu entfallen. 

12. Im § 123 Abs. 3 Z. 1 ist der Ausdruck "des 
25. Lebensjahres" durch den Ausdruck "des 
26. Lebensjahres" und der Ausdruck "des 
26. Lebensjahres" durch den Ausdruck "des 
i7. Lebensjahres" zu ersetzen. 

13. § 134 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Besteht die Notwendigkeit der Kranken­
behandlung für eine Erkrankung, die vor dem 
Ende der Versicherung oder vor dem Ende des 
Anspruches auf eine der im § 122 Abs. 2 Z. 1 
genannten Leistungen eingetreten ist, über diesen 
Zeitpunkt hinaus, so wird für diese Erkrankung, 
solange es sich um ein und denselben Versiche­
rungsfall handelt, die Krankenbehandlung ohne 
zeitliche Begrenzung gewährt." 

14. a) § 138 Abs: 2 lit. e hat zu lauten: 

b) § 138 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten: 

"Nach Abs. 1 Anspruchsberechtigte und die 
Pflichtmitglieder der Tierärztekammern haben 
den Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge Krank­
heit dem Versicherungsträger innerhalb einer 
Woche zu melden:' 

15. § 144 Abs. 1 hat zu lauten:, 

,,(1) Pflege inder allgemeinen Gebührenklasse 
einer öffentlichen Krankenanstalt 1st, sofern iin 
Sprengel des Versicherungsträgers eine solche 
Krankenanstalt besteht und der Erkrankte nicht 
mit seiner Zustimmung in einer nichtöffentlichen 
Krarikenanstaltuntergebracht wird, zu gewähren, 
wenn und solange es die Art der Krankheit er­
fordert. § 134 gilt entsprechend. Die Anstalts­
pflege kann auch gewährt werden, wenn die 
Möglichkeit einer entsprechenden, häuslichen 
Pflege nicht gegeben ist." 

16; § 149 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten: 
"In einem solchen Fall ist die Pflege in der nicht­
öffentlichen Krankenanstalt der Pflege in einer 
öffentlichen Krankenaristaltbeider Anwenduiig 
der Bestimmungen des § 145 Abs. 2 gleichzu­
halten." 

17. § 161 Abs. 2 hat zu lauten: 

.,(2) Zeiten einer Pflege nach Abs. 1 sind auf 
die Höchstdauer der Anstaltspflege (§ 144 Abs. 1) 
oder des Krankengeldanspruches (§ 139) nieht 
anzurechnen. " 

18~ Im § 162 Abs. 3 erster Satz ist der Aus­
druck "Das Wochengeld gebührt den nach § 4 
Abs. 3 den Dienstnehmern Gleichgestellten und 
den nach § 8 Abs. 1 Z. 4 teilv,ersicherten bilden­
den Künstlern," durch den Ausdruck "Das 
Wochengeld gebührt den nach § 4 Abs. 3 den 
Dienstnehmern Gleichgestellten und den nach 
§ 8 Abs. 1 Z. 4 teilversicherten bildenden Künst­
lern und freiberuflich tätigen Pflichtmitgliedern 
einer Tierärztekammer" zu ersetzen. 

19. § 169 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Das Sterbegeld beim Tode des Versieher­
ten oder des sonst nach § 122 Abs. 1 oder. 2 
Anspruchsberechtigten gebührt auch, wenn der 
Tod innerhalb eines Jahres nach Erschöpfung 
des Anspruches auf Krankengeld oder nach dem 
Ende der Anstaltspflege eingetreten ist und bis 
zum Zeitpunkt des Todes Arbeitsunfähigkeit be­
standen hat." 

"e) gemäß § 8 Abs. 1 Z. 4 lit. b teilversicherte 20. Im § 207 Abs. 3 Z. 1 ist der Ausdruck 
Pflichtmitglieder der Tierärztekammern I "des 25. Lebensjahres" durch den Ausdruck "des 
während der ersten sechs Wochen einer 26. Lebensjahres" und der Ausdruck "des 
ununterbrochenen Arbeitsunfähigkeit in- 26. Lebensjahres" durch den Ausdruck "des 
folge Krankheit." 27. Lebensjahres" zu ersetzen. 
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21. S 228 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten: 
,,2. in dem Zweig der Pensionsversicherung, 

zu dem nach § 31 des 1. Sozialversicherungs­
Neuregelungsgesetzes, BGB!. Nr. 86/1952, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 166/19~H, 
Beiträge nachentrichtet worden sind, die durch 
diese Beiträge gedeckten Zeiten mit den Be­
schränkungen des § 251." 

22. a) § 230 Abs. 2 lit. b hat zu lauten: 
"b) auf Beiträge, die auf Grund nachträglicher 

gerichtlicher Entscheidungen oder gericht­
licher Verglekhe über Entgeltansprüche 
nachzuentrichten sind." 

b) S 230 Abs. 2 lit. c hat zu lauten: 
"c) auf Beiträge, die nach den Vorschriften der 

S§ 225 Abs. 3 und 226 Abs. 3 als wirk­
sam entrichtet anerkannt wurden;" 

Die bisherige lit. c erhält die Bezeichnung 
lit. d. 

lungsgesetzes nachentrichtet worden sind, bei der 
Knappschaftspension S 0'25 und bei der Knapp­
schaftsvollpension S 0'40 beträgt. 

(4) Zeiten, für die nach § 114 Abs. 4 des 
Sozialversicherungs-überleitungsgesetzes 1953 i:n 
der Fassung der 3. Noy,elle, BGBL Nr. 165/1954, 
oder nach § 502 Abs. 4 Beiträge entrichtet oder 
die auf Grund dieser Bestimmungen beitragsfrei 

, berücksichtigt wurden, gelten als Beitragszeiten 
der Pflichtversicherungin dem Zweig der Pen­
sionsversicherung, in dem der Versicherte vor 
der Auswanderung zuletzt Beitrags- oder Ersatz­
zeiten nachweist; lassen sich auf Grund dieser 
Bestimmung die Beitragszeiten keinem Zweig der 
Pensionsversicherung zuordnen, gelten sie als 
Beitragszeiten derPensionsversicherung der An­
gestellten. Als Beitragsgrundlage gilt der Arbeits­
verdiens't, der im Durchschnitt der letzten drei 
Versicherungsmonate vor dem Kalendermonat, 
indem der Nachteil in den sozialversicherungs­
rechtlichen Verhältnissen (§ 500 Abs. 1) einge-

23. a) Im § 242 Abs. 2 ist der Ausdruck treten ist, vorgemerkt ist; ist ein Arbeitsver­
,;§§ 243, und 244" durch den Ausdruck ,,§§ 243" dienst in den Unterlagen nicht vorgemerkt, gilt 
244 und 251 Abs. 4"zu ersetzen. als Arbeitsverdienst ein Betrag in: der Höhe des 

inder betreffenden Zeit üblichen Arbeitsver­
b) Im § 242 Abs. 3 ist der Punkt am Ende der dienstes gleichartig Beschäftigter. Wurde eine Be-

1it~ d durch einen Strichpunkt zu ersetzen und schäftigung noch ni,cht ausgeübt, gilt als Beitrags­
als lit. e anzufügen: grundlage der im § 243 Abs. 1 Z. 4 lit. c fest-

,.e) Beitragsgrun<ilageI'). nach § 251 Abs. 4 mit gesetzte Betrag. 
dem für das Jahr, in dem der Nachteil in (5) Die Vorschriften des Abs. 4 erster Satz 
den sozialversicherungsrechtlichen Verhält- gelten auch, wenn der Versicherungsfall schon 
nissen (§ 500 Abs. 1) eingetreten, ist, gel- vor dem 1. Jänner 1956 eingetretel). ist." 
tenden Aufwertungsfaktor." 

24. § 248 Abs. 4 wird aufgehoben. 

25, S 251 hat zu lauten: : 

"S on der be s tim m uri gen für Z e i t en, 
für die Bei t r ä gen a eh e ri tri c htet 

wurden 

§ 251. (1) Zeiten, für die nach § 31 des 
1. Sozialversicherungs - Neuregelungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 86/1952, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBL Nr. 166/1954, Beiträge nachent­
richtet wurden, sind nach den Abs. 2 und 3 zu 
berücksichtigen. 

(2) Bei der Feststellung des Bestandes eines 
Leistungsanspruches gelten die in Abs. 1 bezeich­
neten Zeiten als Ersatzzeiten; jedoch sindhöch­
stens 24 Monate für die Erfüllung der Warte­
zeit anzurechnen. 

(3) Versicherungsmonate, welche q,ie in Abs. 1 
bezeichneten Zeiten enthalten, sind bei der Er­
mittlung der Bemessungszeit gemäß § 238 Abs. 2 
außer Betracht zu lassen. Die für solche Zeiten 
entrichteten Beiträge gelten als Beiträge zur 
Höherversicherung im Sinne des § 248 Abs. 1 
mit der Maßgabe, daß der monatliche besondere 
Steigerungsbetrag für jeden Monat, für den Bei­
träge zur knappschaftlichen Pensionsversicherung 
nach § 31 des 1. Sozialversicherungs-Neurege-

26. Im § 25.2 Abs. 2 Z. 1 ist der Ausdruck "des 
25. Lebensjahres" durch den Ausdruck "des 
26. Lebensjahres". und der Ausdruck "des 
26. Lebensjahres" durch den Ausdruck "des 
27. Lebensjahres" zu ersetzen. 

27. a) § 296 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(J) Die Ausgleichszulage ist! erstmalig auf 
Grund des Pensionsantrages festzustellen. Sie ge­
bührt ab dem Tag, an dem die Voraussetzungen 
für den Anspruch erfüllt sind. Wird die Aus­
gleichszulage erst nach dem Zeitpunkt der Er­
füllung der Voraussetzungen beantragt, so ge­
bührt sie frühestens ab dem Beginn des dritten 
vor dem Tage der AntragsteIlung l'iegenden 
vollen Kalendermonates. Der Anspruch auf Aus­
gleichszulage endet mit dem Ende des Monates, 
in dem die Voraussetzungen für den Anspruch 
wegfallen. Das glej,che gilt für die Erhöhung be­
ziehungsweise Herabsetzung der Ausgleichszu­
lage. Ist die Herabsetzung der Ausgleichszulage 
in einer auf Grund gesetzlicher Vorschriften er­
folgten Änderung des Gesamteinkommens be­
gründet, wird sie mit dem Ende des der _ Ände­
rung vorangehenden Monates wirksam. Erhö­
hungen der Ausgleichszulage auf Grund der Be­
stimmungen des § 292 Abs. 2 lit. hund Abs. 4 
sind von Amts wegen festzustellen." 
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b) § 296 Abs. 2 hat zu lauten: 
,,(2) Kndern sich die Verhältnisse, die für die 

Feststellung einer. zuerkannten Ausgleichszulage 
maßgebend waren, hat der Träger der Pensions­
versicherung auf Antrag des Berechtigten, oder 
von Amts wegen die Ausgleichszulage neu fest-' 
zustellen. " 

bietskrankenkassen, der Landwirtschaftskranken­
kassen und der Versicherungsanstalt des öster-
reichischen Bergbaues zu gewährleisten." . 

b) §447 a Abs. 4 erster Satz hat zu lauten: 
"Die Gebietskrankenkassen, die Landwirtschafts­
krankenkassen und die Versicherungsanstalt des 
österreichischen Bergbaues haben einen Beitrag 
im Ausmaß von 0'5 'V. H. ihrer Beitragsein­
nahmen zu entrichten." 

c)§ 296 Abs. 3 und 4 werden aufgehoben. 

28. § 297 hat zu lauten: 

"Ver wal tun g s h i 1 f e der Für s 0 r g e-
verbände 

. § 297. Der 'Fräger der Pensionsversich,erung 
kann, wenn nicht selton das ihm bekannte Ge­
samteinkommen den anzuwendenden Richtsatz 
übersteigt, zur Feststellung der Ausgleichszulage 
die Yerwaltungshilfe des zuständigen Fürsorge~ 
verbandes in Anspruch nehmen. Im Verfahren 
zur Feststellung der Ausgleichszulage kommt 

,dem Fürsorgeverband ParteisteFung zu." 

33. § 447 b Abs. 2 hat zu lauten: 
,,(2) Zuwendungen dürf~n an Krankenver­

sicheningsträger nicht gewährt werden, wenn 
a) die ungünstige Kassenlage (Abs. 1 lit. c) 

durch Außerachtlassung der Grundsätze 
. einer wirtschaftlichen Venvaltung (zum 
Beispiel Errichtung von Verwaltungsge­
bäuden oder von eigenen Einrichtungen 
[§ 23 Abs. 6J bei ungünstiger Vermögens­
lage und ohne dringenden Bedarf) vom 
Versicherungsträger' herbeigeführt oder vor­
wiegend dadurch .verursacht wurde, daß 

29, § 298 hat zu lauten: Verwaltungsgebäude oder eigene Einrich-
"Ver p f U c h tun g zur A nze i g ev 0 n tungen innerhalb der letzten fünf Jahre 
Knd er u n gen des Ge sam t ein ko m- VOr .dem Zeitpunkt der AntragsteIlung auf 
me n s u n.d d es in B e tracht kom m e n- Gewährung einer Zuwendung erworben, 

d e n'R ich t s atz e s errichtet oder erweitert wurden, 
§ 298. (1) DerPensionsberechtigte . der eine b) der allgemeine Beitrag für die Kranken-

Ausgleichszulage bezieht, ist verpflichtet, jede versicherung in der Satzung nicht mit dem 
Kndcrung im Gesamteinkommen oder in den Höchstbeitragssatz (§ 51 Abs.2) festge-
Umständen, die eine Knderung' des Richtiatzes setzt ist oder ' 
bedingen, dem Träger der Pensionsversicherung c) die Vermögenslage des Krankenversiche-
gemäß § 40 anzuzeigen. rungsträgers so günstig ist; daß seine finan-

(2) Die Fürsorgeverbände haben ihnen be- 'zielle ~eistungsfähigkeit auch ohne Zu-
kanntwerdende Knderungen des Gesamtein- wendung gesichert ist. 
kommens sowie ihnen bekannt wer-dende Um~ An eine Gebiets- oder Landwirtschaftskranken­
stände, die eine Knderung des Richtsatzes be- kasse kann eine Zuwendung überdies. nicht ge­
dingen, vonsim in ihrem Bezirk gewöhnlich. währt werden, wenn die satzungsmäßigen Mehr­
aufhaltenden Pensionsberechtigten, die eine Aus- leistungen (§ 121 Abs. 3) den Bundesdurchschnitt 
gleimszulage beziehen, dem Träger der Pensions- aller Gebiets- und Landwirtschaftskranken-
versicherung mitzuteilen." kassen' erheblich übersteigen;" . 

30. § 308 Abs. 1 lit. b hat zu lal,lten: 34 .. Im § 455 Abs. 1 ist nach dem .Ausdruck 
"b) die anremenbaren Ersatzmonate naCh § 228 "und sind" der Ausdruck "soweit in diesem 

Abs. 1 Z. 1, 4 und 5 und § 227 Z. 2 und J, Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird," 
wenn vor diesen eine Beschäftigung bei einzufügen. 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstgeberbe- 35. I § 479 Ab 2· Z 1 . ch· d A'-

d b d 11 d · L b' . h' . .• m s.. 1st na em us 
stan , a . em vo en eten 18. .e ensJ.a r, d ck 98" dA' cl ck 98 " . f'" 

b cl 11 d · L b . h ,I ru· - cr 1,15 ru a, emzu ugen. , sonst a ern vo en eten 25. e ensp',r,':! .. . ",., .,. . ',' " .' '. 

31 § 311 Ab 5 f" f S . . H lb "'1 36., Nach § .479 1.st .als Ab.S.ch,nttt II a emzu-. s. un ter atz zweIter a - f" _ ' . . 
h I .' . ugen: ; 

satz· at zu auten. .' .' "ABSCHNITT Ha • 

"dieser Oberweisimgsbetrag ist mit dem für das '11 K. k ··h.· d "H' t 
Jahr der Zahlung des überweisungsbetrages an I' r ahn e n her s 1 ~e ru n ~ d e. r o. e n -
den' Dienstgeber geltenden Aufwertungsfak~or I 'd1 c . -W~ e. c t 1 C Sen '.l . e

k 
1 e n s t evt e n 

.(§ 108) f" e r 1 e n e r tau t we r e e ·r-
e au zuwerten. kehr s b e tri e b e 

32. a)§ 447 aAbs.lerster Satz haq:u lauten: . P f1 ic ht v er s ic he run g '. . 

"Der beim Hauptverband errichtete Ausgleims- § 4793.(1) Unbeschadetder in § 26 Abs. 1 
fonds hat eine. ausgeglichene Gebarung der Ge- . Z. 3zeregelten sachlichen Zuständigkeit der ;ße-
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triebskrankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe beiträge richten sich nach den Bestimmungen 
sind bei, diesem Versicherungsträger die nach- des Ersten Teiles dieses Bundesgesetzes;' dies~ 
stehehdbezeichnetenGruppen von Personen in Bestimmungen sind auf die im § 479 a Abs. 1 
deI', Krankenversicherung pflichtversichert': ' , Z:' 2 'angeführten Versicherten mit' der Maßg~be 

1. Die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- anzuwenden, daß der in einem' Kalendermonat 
verhältnis stehenden Bediensteten der Wiener gebührende Ruhe(Versorgungs)genuß beziehuhgs.:, 
Stadtwerke - Verkehrsbetriebe 'mit Aushahine' weise die außerordentliche, nicht auf einem 
der rechtskundigen Beannen, der 1m technischen Rechtsanspruch beruheride Zuwendung als all­
Dienst sowie im Verwaltungs- und Kanzleidienst gemeine Beitragsgrundlage beziehungsweise als 
tätigen ,Beamten und der Ärzte; , 'Grundlage für die 'Berechnung der Sonderbei-

2. Personen, die von den WienerStadtwerken -trä'ge gilt. . 
Verkehrsbetriebe einen Ruhe(Versorgungs)genuß '(2) FUr die Bere'chnung der allgemeinen Bei~ 
oder eine außerordentliche;; nicht auf einem träge und derSönderbeiträge gilt' der gleiche 
Rechtsanspruch beruhende Zuwendung erhalten, Hundertsatz, der durch die Satzung-'der Betriebs­
sofer~ ,der Ruhe(Vex:sorgungs)genuß beziehurigs-, krankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe ge-' 
weise die außerordentliche Zuwendung von einer mäß § 51 Abs. 2 für die derPensionsversicherlJng 
Beswä,ftigung abgeleitet wird, welche die Pflich,i-, der Angestellten zugehörigen Versicherten fest­
versicherung nach Z. J begründet hat oder bei , gesetzt ist. Zur Bes,treitung der ,Ausgaben der 
früher,~m Wirksamkeits beginn der Bestimmungen, erweiterten' Heilfürsorge kann die Betriebskran­
der Z. 1 über die Versicherungspflicht begründet kenkasse der Wienei Verkehrsbetriebe in ihrer 
hätte,~ .' ' , ' . , Satzung einen Zuschlag zu den Beiträgen i~ Aus~ 

(2) ,PUr die Durch,führung der Krankenver... maß von höchstens 0'45 v. H.der Beitragsgrund­
sicherung der im Abs. 1 genanriten Persopen und lage festsetzen; dieser Zuschlag ist je Zur Hä,Ifte 
für 'die sonstigen Rechtsverhältnisse der Betriebs-' vom \r ersidierten und von den Wiener Stadt-:­
krankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe als werken ----'- Verkehrsbetriebe zutragei::t. 
Träger dieser Kr,ankenversicherung gelten, sp- (3) Durch Verordnung des Bundesministeritims 
weit im folgenden nichts Abweichendes bestimmt für sO~lale Verwaltung kann der Beitr~gssatz fü~ 
wird,' die Vorschriften' des Ersten, Zweiten, die im § 479 a 'Abs. 1 Z. 2 angeführten Ver­
Fünften, Sechsten, Siebenten, Achten', und sicherten bis auf den 'im § 73 Abs. 3 ge­
ZehnienTeiles dieses Bundesgesetzes. nannten Hundertsatz erhöht werden, wenn nach-

gewiesen wird, daß die, Summe der Aufwendun­
Beg in nun cl ,E ,n cl e der P f I ich tv e r:" gen in der Krankenversicherung für diesen Per-

si c h er u n g son~nkteis bei Anweridung des Beitragssatzes, 
' § 479b. (1) Die Krankenversicherung der im nach Abs~ 2 nicht gedeckt erscheint und die a'll~ 

§ 479 a Abs. 1 Z. 1 genannten Personen beginnt gemeine finanzielle Lage der Betriebskranken:" 
mit der Aufnahme in das' öffentlich-rechtliche kasse der Wiener Verkehrsbetriebe die~ erfordert;' 
Dienstverhältnis., Die Krankenversicherung der Eine solche Erhöhurig i~t ausschlleßlich vort den 
im § 479 a Abs. 1 Z. 2 genannten Personen be- Wiener Stadtwerken. "- Verkehrsbetriebe zu 
ginnt mit dem Anfall des, Ruhe(Versorgungs)-: tragen. 
genusses oder der außerordentlichen, nicht auf ' , 
einem Rechtsanspruch beruhenden Zuwendung; L ,e i.s tun gen' 

(2) Die Krankenversicherung endet mit dem § 479 e. (1)' Die Barleistufigen aus' dem Vei~ 
Ausscheiden aus dem öffentlich-rechtlichen sicherungsfall 'der Arbeitsunfähigkeit infolge­
Dienstverhältnis beziehungsweise mit dem Ab-· Krankheit und aus dem VersicherUngsfall des' 
lauf des Kalendermonates, für den letztmalig ein Todes sind unter Anwendung der Bemessungs­
Ruhe(Versorgungs)genuß oder eine außerordent- grundlage nach § 125 zu bemessen. Bei den'iru 
liche, nicht auf einem Rechtsanspruch beruhende § 479 a Abs.l Z; 2 angeführten :Versicherten ist' 
Zuwendung ausgezahlt wird., , hiebei der Tageswertder Lohnstufe auf Grund 

'des" im Zeitpunkt des Eintrittes des Versiche- < 
M eid u n gen und, Aus ku ri f t s p f I ich t rungsfalles gebuhrendef). Ruhe(Versorgungs)ge-', 

§ 479 c. Die Bestimmungen im Ersten Teil nt.tsses beziehungsweise auf Grund der außer­
dieses Bundesgesetzes tb er Meldungen und A,us-. ordentlicheh; nicht auf einemRechtsanspruchbe~' 
kunftspflicht gelten mit der Maßgabe, daß die' ruhenden~uwendung zu berechnen; , " 
WienerStadtwerke '- Verkehrsbetriebe auch (2) Die im: § 479'a Abs. i Z. 2 angeführten 
hinsichtliCh der im § 479 a Abs. 1 Z. 2ange- Versicherten haben keinen Anspruch auf Lei:" 
führten Versichert(!n die Verpflichtungen.eihes stungen aus' dem Versicherungsfall der Arbeits-', 
Dienstgebets zu erfüllen haben. uhfähigkeit ihfolgeKrahkheit." ' 

13 ei tr ä ge , 

§ 479 d. (1) Die allgemeine Beitragsgrundlage 
und die Grundlage Zur Berechnung der Sonder-

, 37. § 4&0 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Soweit das BundesangesteIlten~Krankeh:'" 
versicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, und' das 
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Notarversicherungsgesetz 1938, BGBl. Nr. 2, auf I der' bewaffneten Macht einer der alliierten 
Bestimmungen des Bundesgesetzes, betreffend die Armeen in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
gewerbliche Sozialversicherung, Bezug nehmen. 31. Dezember 1948 sind in sozialversicherungs­
sind die anderen Stelle getretenen Vorschriften rechtlicher Hinsicht geleistetem Wehrdienst 
des vorliegenden Bundesgesetresentsprechend gleichzustellen. § 228 Abs. 1 Z. 1 ist mit der 
heranzuziehen." Maßgabe anzuwenden, daß für begünstigte Per-

sonen (§ 50.0 Abs. 1) das Erfordernis der öster-
38. § 494 hat zu lauten: reichischen Staatsbürgerschaft entfällt." 

. "V e r wal tUn g s k ö r per 

§ 494. Für di'e Versicherungsanstalt des öster­
reichischen Notariates gelten hinsichtlich der 
Verwaltungskörper und deren Aufgaben die ein. 
schlägigen Vorschriften des N otarversicherungs­
gesetzes 1938, BGBl. Nr. 2." 

39. § 496 wird aufgehoben. 

40.. a) Im § 497 Abs. 1 haben die Worte "und 
für die Erfüllung der Wartezeit und der Drittel­
deckung" zu entfallen. 

b) § 497 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten für 
Oberweisungsbeträge aus der Pensionsversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz, wenn der . Stich­
tag (§ 30.8 Abs. 4) na.eh dem Inkrafttreten des 
vorliegenden Bundesgesetzes liegt." 

4 L. § 498 wird aufgehoben. 

43. a) § 50.2 Abs. 1 hat zu lauten: 
. - . . . . 

,,(1) Zeiten einer aus den Gründen des § 50.0. 
Abs. 1 veranlaßten Untersuchungshaft, Ver.­
büßung einer Freiheitsstrafe, Anhaltungoder 
Arbeitslosigkeit, ferner Zeiten der Ausbürgerung 
(§ 50.1 Abs. 1) gelten für Personen, die vorher 
in der Zeit seit dem 1. Juli 1927 Beitragszeiten 
gemäß § 226 oder Ersatzzeiten gemäß §§ 228 
oder 229 zurückgelegt haben, als Pfliehtbeitrags­
zeiten mit der höchstzulässigen Beitragsgrund­
lage, und zwar in der Pensions(renten)versiche­
rung, in der der Versicherte vor. der Haft, Strafe, 
Anhaltung, Arbeitslosigkeit oder Ausbürgerung 
zuletzt Beitrags- oder Ersatzzeiten nachweist; 
lassen siell auf Grund dieser Bestimmung die 
Pflichtbeitragszeiten keinem Zweig der Pensions­
versicherung zuordnen, gelten sie als Beitrags­
zeiten der Pensionsversicherung der Angestellten. 
Als Zeiten der Arbeitslosigkeit gelten auch Zeiten 
einer nachweisbaren Arbeitslosigkeit im Ausland 
bis zum' ersten Antritt einer Beschäftigung im 
Ausland, soweit sie nicht das Ausmaß von zwei 
Jahren übersteigen. Für solche als Pflichtbeitrags­
zeiten geltende Zeiten sind in deij. Pensionsver­
sicherungen, wenn die begünstigte Person ihre 
Anspruchsberechtigung nach § 4 Abs. 1 oder 3 
des Opferfürsorgegesetzes nachweist, die Beiträge 
aus Bundesmitteln nachzuzahlen. Im übrigen 
sind diese Zeiten beitragsfrei zu berücksichtigen. 
Amtlich bestätigte Zeiten des Militärdienstes in 

b) Im § 502 Abs. 3 ist das Datum ,,31. De­
zember 1938" durch das Datum ,,31. Dezember 
1945" zu ersetze!i. 

c) § 50.2 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Personen, die in der im § 50.0. Abs. 1 an­
geführten Zeit aus einem der dort angeführten 
Gründe ausgewandert sind und die vorher in der 
Zeit seit dem 1. Juli 1927 Beitragszeiten gemäß 
§ 226 oder Ersatzzeiten gemäß §§ 228 oder 229 
zurückgelegt haben, können für die Zeiten der 
Auswanderung, längstens aber für die

t 

Zeit bis 
31. März 1959, Beiträge naehentrichten (§ 533). 
Für die Abstittung der nachz,llzahlenden Beiträge 
gelten Abs. 2 zweiter bis letzter Satz ent­
sprechend. " 

43. § 50.3 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die jeweils in Geltung. gestandenen .. Be­
stimmungen über· das, Ruhen der Leistungsan;.. . 
sprüche bei Auslandsaufenthalt sind auf Renten~ 
(Pensions)ansprüche mit Ausnahme des Knapp­
schaftssoldes beim Auslartdsaufenthalt begünstig­
ter Personen (§ 50.0 Abs. 1) und deren Hinter­
bliebenen abI. Mai 1945 nicht anzuwenden," 

44. § 50.6 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Bei Anträgen auf die Begünstigung nach 
§ 50.3 beginnt die Leistung mit dem Ablauf des 
Monates, indem der Versicherungsfall einge­
treten und die Leistungsyoraussetzungen'erfüllt 
sind, fr~hestens jedoch ab 1. Mai 1945, auch wenn 
erst . durch eine Begünstigung nach § 50~ die 
Leistungsvoraussetzungen erfüllt sind und die 
Anrechenbarkeit von Versicherungszeiten ge­
geben ist." 

45. § 542 hat zu lauten: 

,;Ü b erg a n g s b e s tim m u n gen für b e­
g ü n s t i g t eP e r s 0 n e n 

§ 542. Weibliche Versicherte, denen in der 
Renten(Pensions)versicherung aus Anlaß der 
Eheschließung Beiträge erstattet worden sind und· 
die a.us einem der im § 50.0 Abs. 1 angeführten 
Gründe einen sozialversicherungsrechtlichen 
Nachteil erlitten haben, können durch zinsenlose 
Rückzahlung des sechsfachen Erstattungsbetrages 
die durch die erstatteten Beiträge seinerzeit er­
worbenen Anwartschaften zurückerwerben. Teil­
zahlungen sind nach Maßgabe des § 502 Abs. '2 
zweiter und dritter Satz zu bewilligen." 
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46. In der Anlage 11 ist der Punkt am Schl~ß 
der Z.13 durch einen Strichpunkt zu ersetzen; 
als Z. 14 und 15 sind anzufügen: . 

,,14. Im Dienste der Oesterreichischen National­
bank Beschäftigte, die auf Grund der Pensions­
ordnung der Oesterreichischen Nationalban,k An­
wartschaft auf Ruhe- und Hinterbliebenenver­
sorgung (Renten) haben; 

15. Dienstnehmer der Zentralsparkasse der 
Gemeinde Wien und der Salzburger Sparkasse, 
wenn ihnen aus ihrem Dienstverhältnis die An­
wartschaft auf Ruhe- und Versorgungsgenüsse, 
die den Leistungen der betreffenden Unfall- und 
Pensionsversicherung gleichwertig sind, zusteht." 

Artikel 11 

(1) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 9 
bis 11, 13, 15 bis 17 und 19 dieses Bundesge­
setzes sind auch anzuwenden, wenn der Ver­
sicherungsfall der Krankheit vor dem, Wirksam,,: 
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes eingetreten ist 
und der Anspruch auf Krankenbehandlung am 
31. Dezember 1 %6 noch nicht erschöpft war. 

(2) Die Bestimmung des Artikels I Z. 12 dieses 
Bundesgesetzes ist auf Antrag ab 1. Jänner 1967 
auch anzuwenden, wenn Anspruch auf die Lei­
stungen der Krankenversicherung für Angehörige 
am 31. Dezember 1966 nur deswegen nicht be­
standen hat, weil der Angehörige an diesem Tage 
das 26. Lebensjahr bereits überschritten hatte. 

(3) Die Bestimmung des Artikels I Z.20 dieses 
Bundesgesetzes ist auf Antrag auch auf Versiche­
rungsfälle anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 
1967 eingetreten sind. 

(4) Die Bestim~~ng des Artikels I Z. 26 dieses 
Bundesgesetzes ist auf Antrag auch auf Versiche­
rungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag 
vor dem 1. Jänner 1967 liegt beziehungsweise 
der Versicherungsfall vor dem 1. Jänner 1956 
eingetreten ist. 

(5) In den Fällen der Abs. 3 und 4 gebührt 
die Leistung ab 1. Jänner 1967, wenn der An­
trag bis 31. Juli 1967 gestellt wird, sonst ab dem 
auf die Antragstellung folgenden Monatsersten. 

(6) Leistungen aus der Pensionsversicherung 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 
bei denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 1967 
liegt und zu denen ein besonderer Steigerungs­
betrag auf Grund der gemäß § 24~ Abs. 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes aufge­
werteten Beiträge gebührt, sind mit Wirksamkeit 
ab 1. Jänner 1967 unter Berücksichtigung der 
seit dem Leistungsanfall beziehungsweise seit dem 
Stichtag jeweils in Geltung gestandenen Neube­
messungs(Neuberechnungs)vorschriften nach Maß­
gaheder folgenden Bestimmungen neu zu be­
rechnen: 

a) an Stelle des besonderen Steigerungsbe­
trages gebühren für die diesem zugrunde 
gelegten Zeiten Steigerungsbeträge . nach 
§ 261 Abs. 3 beziehungsweise § 284 Abs. 3 
beziehungsweise § 285 Abs. 3 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes; 

b) llegen mehrere Bemessungsgrundlagen vor, 
ist der Ermittlung der Steigerungsbeirlige 
nach lit. a die Bemessungsgrundlage nach 
§ 238 des Allgemeinen Sozialversicherungs'" 
gesetzes oder, wenn dies für den Leistungs­
berechtigten günstiger ist, die Bemessungs­
grundlage nach § 240 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes zugrunde zu 
legen. 

(7) Ergibt die Neuberechnung nach Abs. 6 
einen niedrigeren monatlichen Pensionsbetiag. 
als er nach den bisherigen Bestimmungen ge­
bührt, so ist bei sonst unverändertem Sachver­
halt die monatliche Pension in dem Ausmaß 
weiter zu gewähren, das sich nach den bisherigen 
Bestimmungen ergibt. 

(8) Zu der nach Abs. 6 neu berechneten 
Leistung treten die Steigerungsbeträge hinzu, 
die für jene Beiträge gebühren, die nach dem 
31. März 1952 bis zum Eintritt des Versiche­
rungsfalles, läng&tens jedoch für die Zeit bis zum 
31. März 1959, nachenrtrichtet wurden, es sei 
den,~, daß für den gleichen Zeitraum bereits Er­
satzzeiten nach § 62 Abs. 1 Z. 3 des Gewerb:' 
lichen Selbständigen-Pensionsversicherung&gesetzes 
'oder nach § 60 Abs. 1· Z. 3 des Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes be­
rücksichtigt wurden. 

(9) Die Bestimmungen der Abs. 6 bis 8 gelten 
bei Anwendung der Bestimmungen des § 506 
Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes in der Fassung des Artikels I Z. 44 ent­
sprechend. 

(10) Personen, die erst auf Grund der Bestim­
mungen des Artikels I Z. 42 di,eses Bundes­
gesetzes Anspruch auf eine Leistung aus der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen So­
zialversicherungsgeseltz erhalten, gebührt dieSe 
Leistung ab 1. Jänner 1967, wenn der Antrag 
bis zum 31. Dezember 1967 gestellt wird, sonst 
ab dem auf die AntragsteIlung folgenden Tag. 
Befindet sich der Antragsteller im Zeitpunkt der 
AntragsteIlung in Auswirkung einer aus den 
Gründen des § 500 Abs. 1 des Allgemeinen So­
zialversicherungsgesetzes erfolgten Auswande­
rung noch im Aushnd, ist das Zutreffen der 
V orausset2ungen für den Leistungsanspruch ab­
weichend von der BeSitimmung des § 223 Abs. 1 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zum 
Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherungsfalles 
zu prüfen. 

(11) Die Bestimmungen des § 502 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fas­
sung des Artikels I Z. 42 dieses Bundesgesetzes 
sind auf Antrag auch auf Leistungsansprüche 
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anzuwenden, die am 31. Dezember 1966 bereits 
bestehen .. Eine sich daraus erg,ebende Erhöhung 
der Leistungsansprüche gebührt ab 1. Jän­
ner 1967, wenn der Antrag bis 31. Dezem­
ber 1967 gestellt wird, sonst ab dem der Antrag-
stellung folgenden Monatsersten. . 

(12) In Fällen, in denen der Stichtag nach dem 
31. Dezember 1966 liegt, gelten Zeiten, für die 
gemäß § 502 Abs. 4 des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes in der am 31. Dezember 
1966 , in Geltung gestandenen F<l!ssung durch 
Nachzahlung von Beiträgen Steigerungsbeträge 
erworben wurden, als Beitragszeiten der Pf!icht­
versicherung nach § 251 Abs. 4 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes in . der Fassung des 
Artikels I Z. 25 dieses Bundesgesetzes, und zwar 
in dem Zweig der Pensionsversicherung, den der 
Versicherungsträger durchführt, der den Erwerb 
der Steigerungsbeträge bewilligt hat. . 

Artikel III 

(1) Von dem nach Anwendung des § 80 Abs. 3 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ver­
bleibenden Restbetrag an Bundesbeitrag für das 
Jahr 1966 erhält die Land- und Fotstwirtschaft­
liehe Sozialversich,erungsanstalt vor Durchführung 
des § 80 Abs. 4 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes einen Betrag von 44'6 Millionen 
Schilling ab außerordentlichen Bundesbeitrag, 
der einer Bindung ·im Sinne des § 80 Abs. 5 des 
Allgemeinen Sozialversicherun~gesetzes nicht 
unterliegt. 

(2) Der ohne Berüd{sichtigung der Abzwei­
gung gemäß Abs. 1 auf die einzelnen Versiche­
rungsträger nach Durchführung des § 80 Abs. 4 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ent­
fallende Restbetrag an Bundesbeitrag für das 
Jahr 1966 vermindert sich bei der 
Pensionsversicherungsanstalt der 

Arbeiter um .... '" 20'6 Millionen Schilling 
Versicherungsanstalt der österre.ichischen 

EiSenbahnen um. . . .. 0'6 Millionen Schilling 
Pensionsversicherungsanstalt der 

Angestellten um .... 20'5 Millionen Schilling 
Versicherungs'anstalt des österreichischen 

Bergbaues um ...... 2'9 Millionen Schilling. 

(3) Aufwände und Erttäge (Einnahmen) 
aus der Abrechnung der Ersatzansprüche nach 
§ 247 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes in der am 31. Dezember 1965 in Gel­
tung gestandenen Fassung bleiben bei der An­
wendung der Bestimmungen des § 80 des All:­
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes für das 
Jahr 1966 und die folgenden Jahre außer Be­
tracht. 

., (4) Ist die Frist' zur Stellung eines Antrages 
nach § 308 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesctzesvor dem 1. Jänner 1967 abgelaufen, 
ohne daß innerhalb dieser Frist ein ~ntrag auf 
L~istung des Oberweisungsbetrages gestellt wor­
den ist, so ist der Antrag noch bis zum 31. De­
zember 1967 zulässig. 

Artikel IV 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im fol­
genden nichts anderes bestimmt wird, am 1. Jän­
ner 1967 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft 
a) rückwirkend mit 1. Jänner 1962 die Be­

stimmungen des Artikels I Z.· 22 lit. bund 
Z. 46; 

b) rückwirkend mit 1. Juni 1965 die Bestim­
mU,ngcndes Artikels I Z. 30; 

c) rückwirkend mit 1. Jänner 1966 die Be­
stimmUngen des Artikels I Z. 31; 

d) mit Beginn' der Beitrags'periode Jänner 1967 
die Bestimmungen des Artikels I Z. 5;. 

e) init 1. Jänner 1968 die Bestimmungen des 
Artikels I Z. 27 lit. bund c und Z. 29. 

(3) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 14 
und 18 sind nur anzuwenden, wenn der Ver­
sicherungsfall nach dem3L Dezember 1966 ein­
getreten ist. 

(4) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 21, 
23 und 25 sind nur anzuwenden, wenn der Stich­
tag nicht vor dem 1. Jänner 1967 liegt. 

Artikel V 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
betraut. 

Entschließ ung 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung Ausgleichszula,genempfängern Erhebungen über 
wird aufgefordert, im Jahre 1967 - nach An- ihr Gesamteinkommen Und über alle Umstände, 
hören des Hauptverbandes der österrei:chischen die für die Höhe des Richtsatzes maßgebend sind, 
Sozialversicherungst'räger - Vorkehrungen da- durchgeführt werden. 
für zu treffen, daß bei bestimmten Gruppen von 
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